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Revisionsbeklagten‚
.

„gegen

Beklagte, Revisionsklfi gerih und
Bevisionsbeklagte, " .75-0, ....‘Q .« ',

„„

hät der 6. Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 15; Mai 196}, an

der mitgewirkt haben
&

Bundesrichter Dr. L a n g k e i t

als Vorsitzender‚.
5

‚fdie Bundesrichter Dr. B o t t ma n n”' ‘ünd

‘
Dr„' B u s s

‚‘
w"

sowie ' '
die Bundessozialrichter Dr. P e t e r _s i 1 if

und

Dr. M o e r c h c 1

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannti]

Die Revisionen des Klägers und der Beklagten

gegen das Urteil des Hessischen Landessozial—

gerichts vom 21. November 1961 werden zurück-
- u.

gewiesen. ; "

V Die Beteiligten-haben einander keine Kosten

des Revisionsverfahrens zu erstatten.
L’v‘"

.

V o n R e c h t s w e g e n .
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Der Kläger ist Kassenarzt in Meerholz (Kreis Gelnhausen), außer-
dem ist er als Vertragsarzt an der Ersatzkassenpraxis beteiligt.

Zu seinem Patientenkreis gehören auch etwa 120 Insassen des
Pflegeheims Meerholz° Während eines Besehwerdéverfahrens wegen
einer Honorarkürzung beantragte der Vorsitzende der Kassenärzt-

lichen Vereinigung Hessen (K V) auf Anregung des Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses für Ersatzkassen die Durchführung eines

Disziplinarverfahrens gegen den Kläger bei dem Disziplinar-

ausschuß für Kassenärzte, weil der Kläger in seinen Schreiben

vom 51° Mai 1958 und 6° September 1958 die Mitglieder des
Prüfungsausschusses beleidigt habe; ferner habe er laufend

gegen 5 5 der Ersatzkassen-Adgo verstoßen, obwohl ihm bekannt

gewesen sei, daß bei Behandlung mehrerer Patienten in einem

Pflegeheim nur die erste Behandlung als Besuch in Rechnung

gestellt werden dürfe, während die weiteren Behandlungen nur

als Beratungen in Ansatz gebracht werden könnten. Im Verlaufe

dieses Verfahrens legte die Beklagte eine Übersicht vor, wonach

der Kläger im dritten Quartal 1959 - auch bei RVG—Patienten —

an Stelle von Beratungsgebühren Besuchsgebühren in Rechnung

gestellt habe° Daraufhin dehnte der Disziplinarausschuß für

Kassenärzt€ das Disziplinarverfahren auch auf die RVG-Kassen-

praxis aus, denn er habe im ganzen im Juli 1958 502 Besuche,

'im August 477 Besuche und im September 415 Besuche an Stelle

von Beratungen in Rechnung gestellt, ' ' '

Der Disziplinaraussehuß gab das Verfahren, soweit es wegen ”"

Beleidigung der Mitglieder des Prüfungsausschusses für Ersatz-

kassen eingeleitet worden war, an das zuständige Berufsgericht

ab. Wegen der fehlerhaften Abrechnungen verhängte der Diszipli-

narausschuß am 18. Februar 1959 eine QEÄQEEEE_XQE;EQQLIZ_PEL
In den Gründen dieses Beschlusses stellte der Disziplinar—

aussehuß fest, das Pflegeheim Meerholz sei eine Anstalt oder
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V
eine Heilanstalt im Sinne der Ersatzkassen—Adgo und der Amt—

V*lichen Gebührenordnung (Preugo). Danach dürfe bei Behand—
lungen mehrerer Patienten an demselben Tage nur die erste
Behandlung als Besuch in Rechnung gestellt werden, während

die übrigen Behandlungen als Beratungen in Ansatz zu bringen
seien. Da der Kläger durch eine Beanstandung vom}° Dezember

1957 über die Fehler seiner Abrechnungsweise unterrichtet

‘gewcsen sei, habe er geWußt, daß er_nicht in dieser Weise

abreehnen dürfe, somit habe er
vorsätzlich gegen die BG-

stimmungen der Preugo und der Adgo verstoßen und damit

seine Pflichten als Kassenarzt verletzt. Als Rechtsgrund-
lage für die Geldbuße führte der angefochtene Beschluß

‘außer der Adgo und Preugo @ 7 des Gesetzes über die Kassen-

ärztliche Vereinigung in Hessen vom 22. Dezember 1953 an.

Der Kläger machte mit seiner Klage geltend, das Pflegeheim
‘Mecrholz sei keine Anstalt im Sinne der Honorarbestimmungen
(5 5 Adgo), andere Ärzte rechneten in gleicher Weise ab wie
er, Unklarheiten in den Bezeichnungen und das Fehlen einer

Begriffsbestimmung "Anstalt" im Gesetz und im angefochtenen

Beschluß könnten nicht zu seinen Lasten gehen. Er habe nieht

schuldhaft gehandelt. ““ ‘

Das Sozialgericht (SG) hat durch Urteil vom 15„ Januar 1960
den angefochtenen Beschluß dahin geändert, daß gegen den

Klägerauf eine Geldbußevon 100,-- DMerkanntwerde.Im
übrigen hat es die Klage abgewiesen. ‘ "

Mit der Berufunghat der Kläger geltend gemacht,andere
lrzte hätten in gleicher Weise abgerechnet wie er, gegen

diese sei aber nicht vorgegangen worden; daraus sei ersicht—

lich, daßdie Beklagtenur wegender angeblicheneeleidigung
und weil er eine Begründung gefordert habe, das Disziplinar-

verfahren betrieben habe. wenn der Vorsitzende des SGzu-
nächst die Ansicht vertreten habe, das Pflegeheim sei keine

„

A■St■lt‚ SO könne ihm, dem Kläger, als rechtsunkundigen Arzt
‘
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nicht zugemutet werden zu wissen, daß es eine Anstalt sei. Die

Ersatzkassen— und RVO-Kassenverstößeseien überdies diszipli-
narisch getrennt zu behandeln. Der Disziplinaraussehuß sei

jedenfalls zur Bestrafung von Verstößen der Vertragsärzte nicht

zuständig.gewesen.

Auch die Beklagte hat Berufung eingelegt und hat Aufhe?ung des

Urteils des SG und Abweisung der Klage beantragt. Es müsse schon

deshalb aufgehoben werden, weil das SG bei Festsetzung der

Disziplinarstrafe nicht sein Ermessen an die Stelle des Er—

messens des Disziplinarausschusscs hätte setzen dürfen. Der

Verstoß des Klägers sei vorsätzlich und grob und rech*iertige

die Höhe der Strafe. Die Angaben des Klägers auf den Echand—

lungsscheinen seien unvollständig. Wenn auch der Wortlaut der

Adgo @5 nicht glücklich gewählt sei, so sei doch ersichtlich,

. was gemeint sei, denn neben Heilanstalten und Strafanstalten

seien auch die Haushaltungen erhähnt° Dieser Wortlaut in Ver—

bindung mit der Belehrung vom 5. Dezember 1957 ergäbe‚ daß der

Kläger unterrichtet gewesen sei. " '" '

Das Landessozialgericht (LSG) hat auf die Berufung des Klägers
und der Beklagten durch Urteil vom 21. November 1961 das Urteil

des SG Frankfurt vom 15. Januar 1960 und den Beschluß des
Disziplinarausschusses vom 18. Februar 1959 aufgehoben und die
Revision zugelassen. Das angefochtene Urteil und der Disziplinar-

-besehluß seien schon wegen der teilweisen Unzuständigkeit des
Disziplinaraussehusses aufzuheben gewesen, ohne daß es einer
Nachprüfung der materiellen Rechtslage bedurft hätte; denn zur

;ROchtsvirksamkeit eines Verwaltungsaktes sei erforderlich, daß
“er von der zuständigen Stelle erlassen werde° Habe ein Kassen-

arzt, der zugleich Ersatzkassenvertragsarzt ist, seine Pflichten
nach dem Ersatzkassenvertrag (EKV) und auch seine Pflichten
als Kassenarzt verletzt, so müßten die nach dem EKV zuständigen
Senate und die nach der Reichsversicherungsordnung (EVO) in
Verbindung mit der Satzung einer Kassenärztlichen Vereinigung

zuständigen Disziplinarausschüsse gesondert entscheiden. Die
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festgésetzte Buße habe jedoch_einheitlich Verstöße gegen die
Prougo und die Adgo geahndet, dadurch sei der Bescheid fehler-

haft zustande gekommen. Er könne auch nicht wegen der Ver-
stöße gegen die Preugo aufrechterhalten bleiben, weil die.
Ersatzkassen-Adgo mitberücksichtigt sei.

Mit der rechtzeitig eingegangenen und zugleich begründeten

Revision beantragt der Kläger,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils des

'Hessischen LSG vom 21, November 1961 nach Maßgabe
der Klageschrift zu erkennen und die Berufung der

Beklagten zurückzuweisen‚. '
‚„ .hilfsweise,

das Urteil aufzuheben und die Sache zur anderweiten
Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuvcr—
weisen. )

Der Antrag der Klagschrift, auf den der Kläger Bezug nimmt,
lautet: "

den Beschluß des Disziplinarausschusses bei der

beklagten KRV über die Festsetzung einer Geldbuße

von'SOO‚-— DM aufzuheben und_den Antrag auf Zahlung
einer Disziplinarstrafe abzuweisen,

hilfsweise,

höchstens eine Verwarnung auszusprechen.

Der Kläger führt in seiner Revisionsbegründung aus: Er sei

beschwert, weil die Berufung der Beklagten Erfolg gehabt

habe,er habein Wirklichkeit wederfahrlässig nochvor-
sätzlich unrichtig abgerechnet, auch der Vorsitzer der

Kammer des SG_habe bei Beginn der Verhandlung die Meinung

vertreten, das Pflegeheim sei keine Anstalt; er rüge, daß

das LSG es unterlassen habe, den Vorsitzenden des SG als

Zeugen darüber zu vernehmen; ihm als Arzt sei nicht zuzumut@n
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gewesen, die Rechtsnatur des Pflegeheime als Anstalt im Sinne
der Adgo zu erkennen, Das LSG hätte materiell entscheiden

müssen, es habe aber nur aus formellen Mängeln den angefoch-

tenen Verwaltungsakt aufgehobai. Ihm als Kläger liege daran,
freige5prochen zu werden° Die Beklagte sei nach den Angaben
des Klägers in der Lage gewesen, richtig abzurechnen. Das Urteil
sei ein einheitliches Ganzes und müsse aufgehoben werden. Da

ersichtlich sei, daß er "wegen erwiesener Unschuld hätte frei-
ge5prochen" werden müssen, so hätten das Urteil des SG und der
Beschluß des Disziplinarausschusses nicht nur wegen eines Ferm—

‘ mangels aufgehoben werden dürfen.

Die beklagte KÄV hat ReviSion eingelegt mit dem Antrage,

das angefochtene Urteil aufzuheben.

- Sie macht geltend: Ein öffentlich-rechtlicher Verband, der eine
auf gesetzlicher Grundlage ruhende Pflichtorganisaton sei,

brauche eine Ordnungsstrafgewalt, die dem Gebot der Rechts—

staatlichkeit ent5preche° Diese bestehe auch da, wo durch das

“Gesetz eine bestehende Organisation, die kraft Satzung und

Brauch schon Ordnungsstrafgewalt ausübe, in eine öffuutliche

Körperschaft umgewandelt werde, wenn die Absicht einer Int-

ziehung oder Sehmä16rung der Ordnungsatrafg®walt weder aus dem

Gesetzeswortlaut noch aus den Materialien.hervorgehe. Nur die
Grenzen und die Art der Ausübung könnten fraglich sein.

Das Gesetz schreibe eine Pflicht zur Einrichtung der Disziplinar-

gewalt vor (5 368 m Abs° & EVO), es erkenne gleichzeitig das

Recht dazu an. Das Gesetz Spreche ferner von "kassenärztlichen

Pflichten". Was dazu gehöre, ob auch diejenigen aus den Ersatz-

kassenvertrag, lasse das Gesetz zwar nicht eindeutig erkennen.

Aber selbst wenn man die.Auffassung vertreten wolle, daß in

5 368 m Abs, @ RVO nur die kassenärztlichen Pflichten im
‘

engeren Sinne, die sich aus dem Gesetz über Kassenarztrceht

(GKAR) ergeben, gemeint seien, würde das doch nicht besagen,

daß damit ein allgemeines Recht der KKV, auch für die N;cht—
!
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beachtung kassenärztiich€r Pflichten im weiteren Sinne eine
Disziplinargewalt zu begründen, entfiele.

Bestünde @18 EKV nicht, könnte nicht zweifelhaft sein, daß»
die KWVauch Verstöße, die ein Vertragsarzt begeht, diszi-
plinarisch ahnden könnte. Fraglich könne sein, ob aus 5 18

EKV folge, daß die nach dem EKV begründete Disziplinargewalt
ausschließlich anzuwenden Sei, obwohl beide Diszinplinar-

gew&lteh von demselben Rechtsträger (nach BVG und nach EKV)

ausgeübt würden; und zwar durch Organe, die von demselben

Rechtsträger gebildet würden° Das lasse die Erwägung zu,
ob nicht - wie in der allgemeinen Strafgerichtsbarkeit -
mehrere Stellen zur Auswahl ständen, deren Entseheidungs-

zuständingiten von dem Willen der Verfolgungsbehörde oder
Einleitungsbehörde abhänge. Die Beklagte und der Disziplinar-
ausschuß seien dieser Ansicht.

Gerügt werde, das LSG habe den Inhalt und die Bedeutung des

5 368 m Abs„ 4 BVG, des Art„ 4 5 12 GKARund des 5 18 EKV
verkannt. Es habe verkannt,

&) daß die KKV ungeachtet des Bestehens oder Nichtbestehens

von Disziplinarregelungen im EKV ihre auf autonomer

Rechtsetzungsbefughis beruhende Disziplinarregelung

auch auf die Ahndung von Verstößen gegen den Ersatz-

kassenvertrag ausdehnen könne, ‘ ' ' "
m

b) daß die
Beklagte

das getan habe; die Formulierung des

5 19 ihrer Satzung lasse jedenfalls deutlicher erkennen

als 5 368 m Abs° 4 RVG, daß die dqrt vorgeschriebene

Disziplinerregelung auch für die Ahndung von V8rstöFcn

bei Erfüllung der gemäß 5 568 n Abs„ 1 Satz 4 EVO über—

nommenenAufgabengelten solle. ' h 1‘2' “

- R -
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. Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Das LSG hat-"

II

4‚'

den Inhalt und die Bedeutung des @ 568 m Abs° 4 EVO, des

Art, 4 5 12 GKARund des 5 18 EKV nicht verkannt.

Das LSG ist im angefochtenen Urteil davon au5gegangcn,

daß die KiV als öffentlich—rechtliche Körperschaft, die

eine auf gesetzlicher Grundlage ruhende Pflichterganisatioh

ist, kraft Gesetzes (5 568 m Abs. & EVO) eine Disziplinar—

gewalt gegenüber ihren Mitgliedern hat, um die gesetz—

lichen oder auf-Grund gesetzlicher Ermächtigung durch die

Satzung festgelegten Pflichten mit Dieziplinarmafnahmcn

zu erzuingen. Diese Pflichten beziehen sich auf Ärzte, die
den Status des Kassenarztes besitzen, und sachlich auf die

Aufgaben, die der Kassenarzt als solcher zu erfüllen hat.

Nach 5 368 n Abs. 1 Satz 4 EVO können die Kassenärztlichen

Vereinigungen zwar mit Zustimmung der Aufsichtsbehürden

' weitere Aufgaben der ärztlichen Versorgung, insbesondere_

für die Ersatzkassen und für andere Träger der Sozial—
versicherung übernehmen. Übernimmt die KTV durch Vcrtrag
die Sicherstellung der ärztlichen Versorgung für die Ersatz-
kassen‚ so folgt hieraus jedoch keineswegs, daß nun die
Vertragsärzte der Ersatzkass€n in gleicher Weise wie die

Kassenärztc allen Satzungsbestimmungen der KKV unterworfen
wären. Das Rechtsverhältnis des Klägers als Vertragsarzt
richtete sich nach dem damals noch laufenden Vertrag zwi-
schen der Kassenärztlichen Bundesvcrcinigung und de Ver-
band der Angestellten—Krankenkassen e.V. — gültig vom
1. Januar 1950 an’- Ausgabe Februar 1956. Dieser öffent-
lich-rechtliche Vertrag sieht in seinem 5 18 vor, welche
Maßnahmen gegen Vertragsärzte, die ihre Vertrag3pflichtcn

nicht erfüllen, erlassen werden können. Aus 5 368 m Abs° #
RVG kann nicht, wie die Beklagte meint, herausg01escn wer—
den, das Gesetz gehe davon aus, die KTV könne die Ein-
richtung der Disziplinargewalt für den gesamten Umfang
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ihres Tätigkeitsbereiché — auch unter Mißachtung des im EKV
festgesetzten Status des Vertragsarztes - regeln; denn der

Vertragsarzt ist der KTV nur in dem durch den EKV festge-
legten Rahmen unterworfen, wenn auch die gegen Vertrags—

ärzte zu beschließenden Maßnahmen hoheitlicher Natur sind.
Ausmaß und Ausübung disziplinarer Befugnisse gegen Vertrags—
ärzte müssen sich, soweit es sich um Geldstrafcn handelt,

im'Rahmen des 5 18 Abschn„ I Abs° 1 c des EKV halten, der
Geldstrafen nur bis 500‚—— DM vorsieht, während 5 19 Abs. 3

der Satzung der Beklagten Geldbußen bis 1.000,—- DM_ermöga

licht (Satzung in der Fassung vom 31„ Mai 1958). Über das
'Verhalten des Klägers als Vertragsarzt hätten demnach nur

die nach © 18 Ab30hn. I Abs° 2 EKV vorgesehenen Stellen,

erstinstanzlich der Bezirkssenat‚.entscheiden können,

während zur Entscheidung über die Pflichtverletzungen
als Kassenarzt der Disziplinarau5schuß der Beklagten nach

den 55 20, 21 der Satzung der Kiv zuständig ist„ Der er-
kenncnde Senat hat in BSG 15, 161, 166 f. für Vertrags-

zahnärzte dargelegt, daß für diese die vertraglich vor-
gesehenen Disziplinar5pruchkörper zu bilden sind und daß

die materielle Rechtsgrundlage für den Erlaß von Disziplinar—

strafen verschieden ist, so daß die Disziplinarordnung für

Kassenzahnärzte auf Vertragszahnärzte nicht angewandt werden

kann. Diese Trennung besteht auch für Kassenärzte und Ver-

tragsärzt€ in entsprechender Weise; es entscheiden ver-

schiedene Instanzen nach verschiedenen Strafrahmen. Es

braucht nicht dargelegt zu werden, wie zu entscheiden

wäre, wenn der EKV keine Bestimmungen über Disziplinar-

maßnahmen enthielte° Die auf Grund des 5 368 m Abs° & RVO

erlassenen Disziplinarbestimmungen der KWVgelten nicht für
Vertragsärzte. Die unterschiedliche Regelung des Disziplinar-

rechts für Kassenärzta und für an der ErsatzkassenpralfiS be“

teiligte Vertragsärzte verstößt nicht gegen den Gleichheitrn

grundsatz des Art° 3 Grundgesetz (GG), denn es handelt sich
hier um eine unterschiedliche Ordnung verschiedener Rechter

kreisc (BSG 15, 161, 167).

- 10 -
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Der angefochtene Verwaltungsakt ist daher, wie das LSG zutreffend
dargelegt hat, fehlerhaft, weil er für einen wesentlichen Teil

von einer zur Entscheidung unzuständigen Stelle und nach einer

nicht anwendbaren Strafbestümung erlassen ist° Eine teilweise
Aufrechterhaltung des fehlerhaften Verwaltungsaktes

— nämlich

insofern, als es sich um die kassenärztlicheh Verstöße des

Klägers handelt, für die der Diszi;linarausschuß der beklagten
KTV zuständig war » ist nicht möglich, weil der Disziplinar—
ausschuß eine einheitliche Geldbuße festgesetzt hat und die

Gerichte mit einer eigenen Festsetzung einer Disziplinarstrafe
in das den Disziplinarinstanzen vorbehaltene Ermessen eingreifen

würden (vgl. BSG 15, 161, 167 f,). Demnach ist der ganze Ver—
waltungsakt fehlerhaft und zu Recht aufgehoben worden° Die

Revision der Beklagten konnte somit keinen Erfolg haben.

_Auch die Revision des Klägers ist unbegründet. In seinem Klar-
antrag, auf den er in seinem Revisionsantrag Bezug nimmt, hatte

er Aufhebung des angefochtenen Verwaltungsaktes‚ in dem die Geld—

.buße von 500,-— DM festgesetzt worden ist, verlangt. Diesem An-

trag hatte schon das LSG ent5prochen. Insoweit ist somit der
Kläger durch das angefochtene Urteil nicht beschwert. Verlangte

er nur die Aufhebung des schon aufgehobenen Verwaltungsaktes,

so wäre seine Revision mangels RechtsschutzbedürfnissOs sogar

als unzulässig anzusehen. Der Kläger fordert jedoch darüber

hinaus Abweisung des Antrags auf Festsetzung einer Dieziplinar—

strafe. Er glaubt einen AnSpruch darauf zu haben, "freig05prochen"

zu werden; er erwartet die Feststellung, daß die tatsächlichen

Voraussetzungen zum Erlaß einer Disziplinarstrafe nicht vor=

liegen. Der Kläger will verhüten‚ daß ein neues Disziplinar-

verfahren vor den beiden Disziplinarinstanzen - Disziplinar-

ausschuß und Bezirkssenat - stattfindet. Streitgegenstand ist

somit nicht nur die objektive Rechtswidrigkeit des angefochtenen

' Verwaltungsaktes, sondern auch die Rechtsbehauptung des Klägers,
er bleibe durch den Verwaltungsakt dadurch in seinen Rechten

verletzt, daß das LSG im Urteil unterlassen habe, festzustellen,

daß die tatsächlichen Voraussetzungen zum Erlaß einer Disziplinar—

_strafe nicht vorlägen.
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'

In der Tat wäre es vom Standpunkt des Klägers
aus

für diesen

günstiger gewesen, wenn das LSG die Aufhebung des fehler-

haften Verwaltungsaktes nicht mit der teilweisen Unzuständigw
keit der Disziplinarinstanz‚ sondern mit dem Fehlen der sach-

lrechtlichen Voraussetzungen für eine Disziplinarstrafe be-

gründet hätte; denn dann wäre für ein neues Disziplinarver-‚

fahren kein Raum mehr gewesen. Das geltende Verfahrensrecht

gibt jedoch dem Kläger keinen An5pruch auf eine bestimmte

Begründung in dem Sinne, daß das Gericht von mehreren Gründen,
die zur gleichen Entscheidung - hier Aufhebung des fehler-

haften Verwaltungsaktes — führen, den zu prüfen hat, der

für den Kläger_günstiger ist° Das LSG durfte sich vielmehr

darauf beschränken, die Reehtswidrigkeit des angefochtenen

Verwaltungsakts aus einem stichhaltigen Grund festzustellen;

„Unzuständigkeit der Behörde, die den Verwältungsakt erlassen
hat, und unrichtige Anwendung materiellen Rechts stehen ein—
ander gleich als Gründe der Fehlerhaftigkeit eines Verwaltungs—

akts, Welchen Rechtsgrund das erkennende Gericht zur Grundlage

des Urteils macht, liegt in seinem saehgemäßen Ermessen° Bei'

dieser Wahl können - wie im vorliegenden Fall - Gründe der

Prozeßökonomie dafür Sprechen, daß das Gericht sich mit dem

Grund begnügt, der nur die Klärung einer Rechtsfrage und

nicht auch noch umfangreiche Erhebungen, gegebenenfalls die
Einholung

von Sachverständigengutachten, erfordert. Hinzu

kommt, daß das zusüindige Verwaltungsorgan, soweit es sich

um die Verstöße des Klägers als Vertragsarzt handelt, noch

gar nicht Gelegenheit gehabt hat, seine Entscheidung hier-

über zu treffen. Bei der Nachprüfung angefochtener Ver-

waltungsakte durch die Gerichte erfordert es der Vorrang

der Verwaltungsentseheidung‚ daß zunächst die zusüindige

Verwaltungsstelle auf Grund ihrer Sachprüfungeine Ent-
scheidung trifft, die möglicherweise eine Anrufung des

Gerichts entnehrlich macht„ Der Kläger ist somit durch

die vom LSG getroffene Wahl des die Entscheidung recht-

fertigenden Urteilsgrundes nicht beschwertei
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Die damit in Zusammenhang stehende Rüge des Klägers, das LSG

hätte seiner Aufklärüngspflicht nach 5 103 des SoZialgcrichts-
gesetz€s (SGG) nicht genügt, weil es nicht die "Schuldlosig-

keit"_des Klägers geprüft habe, ist gleichfalls unbegründeto

Nach dem für den Umfang der Ermittlungepflicht maßgebendcn '

Rechtsstandpunkt des LSG, das ausdrücklich Erklärt hat, es

habe entschieden, "ohne daß es einer Nachprüfung der materiellen

Rechtslage bedarft hätte", war dieses nicht genötigt, der Frage
der Schuld oder Nichtschuld des Klägers an den behaupteten

['Disziplinarverstößen nachzugehen.

Die Revision des Klägers ist somit unbegründet und nach 5 170

_Abso 1 Satz 1 SGG zurückzuweisen. a 'f 37
.!

(Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 393VSGG„‘
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